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Die Annahme des Römischen Statuts des Internatio-
nalen Strafgerichtshofs im Jahr 1998 kann sicherlich
als historisch bezeichnet werden. Gleiches gilt für die
Einigung zum Verbrechen der Aggression im Jahr 2010
in Kampala. Die Staaten verständigten sich auf der
ersten Überprüfungskonferenz des Statuts auf die
Definition des Verbrechens der Aggression und leg-
ten fest, unter welchen Voraussetzungen der Gerichts-
hof tätig werden kann.  Hiernach  eröffnet sich ab 2017
die Möglichkeit, dass die für einen Angriffskrieg Ver-
antwortlichen persönlich zur Verantwortung gezo-
gen werden.

Keiner der damals Anwesenden wird die dramati-
sche Nacht vom 17. auf den 18. Juli 1998 in Rom
vergessen, als die endgültige Fassung des Statuts
des Internationalen Strafgerichtshofs (Römisches
Statut)1 der Bevollmächtigtenkonferenz zur Annah-
me vorgelegt wurde. Die Uhren waren angehalten
worden und die große Mehrheit der Delegierten
brach nach der Annahme des Statuts in lang anhal-
tenden Jubel aus. Die Nacht vom 11. auf den 12.
Juni 2010 in Kampala, Uganda, als die Entschei-
dung über das Verbrechen der Aggression anstand,
war ähnlich aufregend. Wieder mussten die Uhren
angehalten werden, denn um Mitternacht war die
erste Überprüfungskonferenz des Römischen Statuts
offiziell beendet. Als der Konferenzpräsident Chris-
tian Wenaweser wenig später seinen abschließen-
den Kompromissvorschlag zur Annahme im Kon-
sensverfahren vorlegte, konnte sich niemand sicher
sein, ob er durchgehen würde. Als Wenaweser zu sei-
nem Hammer griff, um die Annahme des Vorschlags
festzustellen, meldete sich die japanische Delegation
und machte Bedenken geltend. Als der Delegations-
leiter die Worte gebrauchte, es geschehe »schweren
Herzens«, stockte den Konferenzteilnehmern für ei-
nen Augenblick der Atem. Tiefe Erleichterung mach-
te sich breit, als der Delegierte mit der Feststellung
fortfuhr, dass Japan dem Kompromiss am Ende
nicht im Wege stehen wolle. Sogleich ging der prä-
sidentielle Hammer nieder, gefolgt von einem kol-
lektiven Jubel, der an Rom erinnerte. In einem Punkt
gab es sogar zusätzlich Grund zur Freude: Anders als
in Rom wurde die Entscheidung in Kampala im Kon-
sens getroffen. Auch die Delegation der USA, als
Nichtvertragsstaat zwar formell nicht abstimmungs-
berechtigt, hatte das Gefühl, dass ein ernsthafter Ver-
such unternommen worden war, einige ihrer stärks-
ten Bedenken zu berücksichtigen.
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Der lange Weg von Nürnberg 
nach Kampala

Das Verbrechen der Aggression ist mit den Anfängen
des Völkerstrafrechts eng verbunden. Nachdem sich
das im Versailler Vertrag wegen der Auslösung des
Ersten Weltkriegs avisierte internationale Verfahren
gegen Kaiser Wilhelm II nicht hatte verwirklichen
lassen, fanden die Verbrechen gegen den Frieden auf
Betreiben der Vereinigten Staaten Eingang in das Lon-
doner Übereinkommen zur Einsetzung des Interna-
tionalen Militärgerichtshofs (Nürnberger Tribunal).
Der Gerichtshof bezeichnete das Führen eines An-
griffskriegs als ›schwerstes internationales Verbre-
chen‹.2 Im Folgenden konnte der amerikanische Chef-
ankläger Robert Jackson dem Präsidenten der Verei-
nigten Staaten berichten, dass das Verbot des An-
griffskriegs durch die Präzedenzwirkung des Nürn-
berger Urteils zu Völkerrecht geworden sei, das für
den Fall seiner Verletzung einer Sanktion unterliege.3

Allerdings sollte Jacksons berühmtes Nürnberger Ver-
sprechen, dass dieses neue Völkerrecht von nun an für
alle gelte,4 viele Jahrzehnte lang unerfüllt bleiben. 

Obgleich die UN-Generalversammlung die Nürn-
berger Prinzipien wenig später als Völkerrecht aner-
kannte5 und das Urteil des Militärgerichtshofs in To-
kyo dem Nürnberger Präzedenzfall folgte, blieb das
›schwerste internationale Verbrechen‹ nicht nur un-
definiert, sondern wurde bald sogar zu einem Hin-
dernis für das Vorhaben, das Völkerstrafrecht zu ko-
difizieren. Auch nachdem die UN-Generalversamm-
lung dieses Hindernis im Jahr 1974 durch die An-
nahme der Definition einer Angriffshandlung im Sin-
ne des Artikels 39 der UN-Charta aus dem Weg ge-
räumt hatte,6 ließ ein Durchbruch auf dem Gebiet
des Völkerstrafrechts auf sich warten. Zwar bekräf-
tigte die UN-Völkerrechtskommission in Artikel 16
des Strafgesetzbuchs der Verbrechen gegen den Frie-
den und die Sicherheit der Menschheit von 1996, dass
das Führen eines Angriffskriegs eine Völkerstraftat
darstellt.7 Doch keinem der internationalen oder in-
ternationalisierten Strafgerichtshöfe, die seit den neun-
ziger Jahren errichtet worden sind, wurde die Aufga-
be übertragen, auch dem Verdacht der Führung eines
Angriffskriegs nachzugehen. Das Völkerstrafrecht
gegen Aggression war nach Nürnberg in einen Dorn-
röschenschlaf gefallen. Die Annahme des Römischen
Statuts führte nur zu einem partiellen Erwachen.
Denn einmal mehr stellte es sich als unmöglich her-
aus, sich auf eine Definition zu verständigen. Darüber
hinaus konnten sich die Staaten nicht darauf eini-
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gen, welche Rolle der UN-Sicherheitsrat bei Verfah-
ren wegen einer Aggression vor dem Gerichtshof spie-
len sollte. Dennoch bestand in Rom die weit verbrei-
tete und auch von Deutschland geteilte Überzeugung,
dass das Verbrechen der Aggression der Gerichtsbar-
keit des IStGH unterliegen solle. 

Dies führte schließlich zu dem Kompromiss, die-
ses Verbrechen – neben dem Völkermord, den Ver-
brechen gegen die Menschlichkeit und den Kriegs-
verbrechen – zwar in die Liste der Völkerstraftaten
aufzunehmen, die der Gerichtsbarkeit des IStGH
unterliegen. Gleichzeitig wurde jedoch dem Gerichts-
hof untersagt, seine Gerichtsbarkeit über das Aggres-
sionsverbrechen auszuüben. Es sollte ihm erst erlaubt
sein, wenn die Staaten sich auf eine Definition und die
Voraussetzungen für die Ausübung der Gerichtsbar-
keit geeinigt haben würden. Dieser Kompromiss wur-
de in der Schlussakte der Konferenz in Rom durch
einen Arbeitsauftrag an die Vorbereitungskommis-
sion für den IStGH ergänzt. Die Kommission sollte
Vorschläge zu den genannten Punkten erarbeiten, um
so auf einer Überprüfungskonferenz des Römischen
Statuts die Gerichtsbarkeit über das Aggressionsver-
brechen ins Leben rufen zu können.8 Der Vorberei-
tungskommission, die zwischen Frühjahr 1999 und
Sommer 2002 tagte, gelang allerdings nur eine (frei-
lich nützliche) Zusammenfassung der wichtigsten Po-
sitionen in einem Diskussionspapier vom Juli 2002.9

Bald nach dem Inkrafttreten des Römischen Statuts
am 1. Juli 2002 beschloss die Versammlung der Ver-
tragsstaaten, die Arbeiten zum Verbrechen der Ag-
gression weiterzuführen und abzuschließen. Hierzu
rief sie eine Sonderarbeitsgruppe (Special Working
Group) ins Leben, die sich im September 2003 zum
ersten Mal traf und ihre Arbeit im Februar 2009 ab-
schloss.

Die Sonderarbeitsgruppe für 
das Verbrechen der Aggression

In dieser Sonderarbeitsgruppe wurden die Weichen
für die Einigung von Kampala gestellt. Dies lag nicht
zuletzt an der eindrucksvollen Koordinierung durch
Liechtenstein. Dessen Ständigem Vertreter bei den
Vereinten Nationen, Botschafter Christian Wenawe-
ser, und seinem Team gelang es erstmals, das Gefühl
zu erzeugen, dass auch der vermeintlich gordische
Knoten um das Aggressionsverbrechen am Ende
durchschlagen werden kann. Wenaweser hielt die
Delegationen dazu an, sich zunächst auf die stärker
strafrechtsdogmatischen Fragen zu konzentrieren.
Er warnte davor, zu viel Zeit damit zu vertun, die
festgefahrenen Positionen zu der ›Frage der Fragen‹
nach der möglichen Rolle des UN-Sicherheitsrats zu
wiederholen. Als der Sacharbeit förderlich erwies sich,
dass die Universität Princeton das von Wolfgang
Danspeckgruber geleitete ›Liechtenstein Institute on
Self-Determination‹ für die Treffen zur Verfügung

stellte. Dort kamen die Delegierten von 2004 bis 2007
zu vier informellen Arbeitstreffen zusammen, auf die
inzwischen unter der Bezeichnung ›Princeton-Prozess‹
Bezug genommen wird. Die Sonderarbeitsgruppe
stand auch Nichtvertragsstaaten offen. China, Indien,
Israel und Russland machten von dem Recht der Teil-
nahme umfassend Gebrauch und waren intensiv in die
Beratungen eingebunden. Die USA hielten sich den
Beratungen fern. Die nichtstaatlichen Organisationen
(NGOs) brachten sich im Vergleich zu den Verhand-
lungen zum Römischen Statut deutlich weniger in
die Debatte ein. Die beiden großen Menschenrechts-
organisationen ›Amnesty International‹ und ›Human
Rights Watch‹ beteiligten sich nur sporadisch an der
Debatte und nahmen den überraschenden Stand-
punkt ein, das Verbrechen der Aggression sei außer-
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halb ihres Mandats angesiedelt. Bemerkenswert ist
schließlich die große Transparenz der Arbeit der Son-
derarbeitsgruppe. Nach jeder Sitzung wurde ein aus-
führlicher Bericht erstellt, in dem die unterschiedli-
chen Positionen und Vorschläge im Einzelnen aufge-
führt sind.10 Der Völker(straf)rechtswissenschaft war
es so möglich, die Verhandlungen kontinuierlich zu
begleiten.

Die Arbeit in der Sonderarbeitsgruppe wurde in
drei thematische ›Körbe‹ aufgeteilt: Der erste Korb
betraf die Definition der individuellen Tathandlung;
im zweiten Korb ging es um die Beschreibung des
staatlichen Aggressionsverhaltens; und Gegenstand
des dritten Korbes war die Festlegung der Voraus-
setzungen für die Ausübung der Gerichtsbarkeit. Wäh-
rend es gelang, in den ersten beiden Körben zu einer
vorläufigen Einigung zu kommen, erwies sich dies für
den dritten Korb als unmöglich. Die mit dem Veto-
recht ausgestatteten ständigen Ratsmitglieder, dar-
unter die Vertragsstaaten Frankreich und Großbri-
tannien, bestanden darauf, dass der IStGH nur dann
ein Strafverfahren wegen Aggressionsverdachts durch-
führen dürfen sollte, wenn der Sicherheitsrat zuvor
eine Aggressionshandlung eines Staates festgestellt
hat. Diese Forderung wurde von der überwältigenden
Mehrheit der Delegationen als völkerrechtlich unbe-
gründet und völkerrechtspolitisch unerwünscht zu-
rückgewiesen. 

Im weiteren Verlauf der Beratungen trat eine zwei-
te Streitfrage zutage, die sich mit der Kontroverse
um die Rolle des Sicherheitsrats als eng verknüpft
erwies. Zu klären war, ob der IStGH seine Gerichts-
barkeit auch dann würde ausüben können, wenn der
mutmaßliche Aggressorstaat die neuen Bestimmun-
gen zum Verbrechen der Aggression nicht ratifiziert
hat. Es lag nahe zu vermuten, dass es den ständigen
Ratsmitgliedern leichter fallen würde, sich mit einem
Verzicht auf ihre Monopolstellung abzufinden, wenn
Verfahren wegen Aggressionsverdachts ausgeschlos-
sen wären, solange der mutmaßliche Aggressorstaat
die neuen Bestimmungen nicht ratifiziert hat. Dies be-
gründete gegen Ende des Wirkens der Sonderarbeits-
gruppe die Vorahnung darauf, dass der abschließen-
de Kompromiss darin liegen könnte, die Zuständig-
keit des Gerichtshofs über zwei Wege zuzulassen, ei-
nen sicherheitsratsgestützten und einen konsensua-
len Weg. Doch der Weg zu einem solchen Kompro-
miss sollte sich als steinig erweisen.

Das Endspiel in Kampala

Dank der erheblichen Fortschritte, die in der Sonder-
arbeitsgruppe erzielt wurden, eröffnete sich mit der
ersten Überprüfungskonferenz ein Fenster der Mög-
lichkeit. Als die Delegationen am 31. Mai 2010 in
Kampala eintrafen, war es dennoch gänzlich ungewiss,
ob diese Chance genutzt werden würde. Die Skepsis –
zumindest außerhalb von Kampala – überwog.11

Die drei wesentlichen Erfolgsvoraussetzungen wa-
ren: erstens, dass die Staaten die vorläufige Einigung
auf die Definition des Verbrechens nicht mehr in Fra-
ge stellen würden; zweitens, dass eine Antwort auf
die Frage der Ausübung der Gerichtsbarkeit gefun-
den werden würde; und drittens, dass das Gesamt-
paket nicht zu einer größeren Konfrontation zwi-
schen Vertragsstaaten und Nichtvertragsstaaten füh-
ren würde. 

Auch wenn es rechtlich möglich war, die abschlie-
ßende Entscheidung mit einer Zweidrittelmehrheit zu
treffen, war fraglich, ob der politische Wille vorhan-
den war, zur Not auch abzustimmen. Darüber hin-
aus war bei Konferenzbeginn nicht einmal sicher, ob
zum Schluss genügend Vertragsstaaten anwesend sein
würden, um die erforderliche Mehrheit zu erreichen.
Daher war die Aussicht auf eine Abstimmung als An-
reiz, mehr Kompromissbereitschaft zu zeigen, nicht
allzu realistisch. 

Die ›Opt-out‹-Regel

In dieser schwierigen Situation war es eine gute Ver-
handlungsstrategie, die Debatte auf die Vorausset-
zungen für die Ausübung der Gerichtsbarkeit zu kon-
zentrieren und zuerst zu versuchen, sich darauf zu ei-
nigen, welche Bedeutung die Ratifizierung der neuen
Bestimmungen durch den mutmaßlichen Aggressor-
staat hat. Denn erst nach einer solchen Einigung
konnte man hoffen, Frankreich und Großbritannien
davon zu überzeugen, nicht länger auf ihrer Forde-
rung eines Sicherheitsratsmonopols zu bestehen.
Glücklicherweise führte diese Strategie zum Erfolg.
Entscheidend für den Gesamtkompromiss war, dass
in dem Streit über das Erfordernis einer Ratifizie-
rung durch den mutmaßlichen Aggressorstaat ein Brü-
ckenschlag zwischen den beiden maßgeblichen Staa-
tengruppen gelang. Nach intensiven Verhandlungen,
die vor allem von Argentinien, Brasilien und der
Schweiz einerseits und von Kanada andererseits ge-
führt wurden, verständigte man sich darauf, zwar
nicht in jedem Fall die Ratifizierung des mutmaßli-
chen Aggressorstaats zu verlangen, diesem aber die
Möglichkeit einzuräumen, bis zu einem bestimmten
Zeitpunkt, der vor dem mutmaßlichen Aggressions-
verhalten liegen muss, aus dem Zuständigkeitsre-
gime des IStGH auszuscheren (›Opt-out‹-Regel). 

Kein Sicherheitsratsmonopol

Parallel hierzu gelang es unter deutscher Vermittlung,
Bedenken der amerikanischen Delegation gegen die
Definition des Straftatbestands in gewissem Umfang
durch zwei Auslegungserklärungen Rechnung zu tra-
gen. Beide Verhandlungsfortschritte erhöhten den
Druck auf Frankreich und Großbritannien erheblich,
nicht länger auf der Forderung nach einem Sicher-
heitsratsmonopol zu beharren. Zu dieser Kernfrage
gab der Konferenzpräsident erst am Nachmittag des
letzten Verhandlungstags ein Papier aus, das eine Fest-
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legung traf. Zu diesem Zeitpunkt stand es zweifels-
frei fest, dass bei einem Festhalten an einem Sicher-
heitsratsmonopol nicht die geringste Chance beste-
hen würde, einen Konsens zu erreichen oder auch
nur in die Nähe einer Zweidrittelmehrheit zu gelan-
gen. Deshalb war der Zeitpunkt gekommen, die Idee
eines Sicherheitsratsmonopols zu verwerfen. Das Pa-
pier des Konferenzpräsidenten vom 11. Juni 2010
(16.30 Uhr) tat genau dies. Wie die fünf ständigen
Mitglieder des Sicherheitsrats, insbesondere Frank-
reich und Großbritannien, darauf reagieren würden,
war vollkommen offen. Die Stunde der Entscheidung
schlug kurz nach Mitternacht. Der Präsident präsen-
tierte seinen abschließenden Vorschlag für einen Kom-
promiss. Dieser beinhaltete als letztes Zugeständnis
an die ständigen Ratsmitglieder die zusätzliche Vor-
aussetzung für die Ausübung der Gerichtsbarkeit,
dass die Vertragsstaaten nach dem 1. Januar 2017
mit mindestens einer Zweidrittelmehrheit noch einen
gesonderten Aktivierungsbeschluss fassen müssen.
Ein letztes Mal wurde die Plenarsitzung unterbro-
chen, um den Delegationen die Gelegenheit zu Kon-
sultationen zu geben. Dann kehrte der Präsident zu-
rück und stellte die Frage, ob er annehmen dürfe, dass
sein letzter Vorschlag konsensfähig sei … . Das Ende
der Geschichte ist bekannt. Die Terrasse des gewal-
tigen Konferenzkomplexes in Kampala mit seinem
herrlichen Blick auf den Viktoriasee verwandelte sich
in den Ort, an dem die Delegationen der ersten Über-
prüfungskonferenz des Statuts des Internationalen
Strafgerichtshofs dessen Vollendung feierten.12

Die Kernpunkte des Kompromisses

Der Tatbestand des Aggressionsverbrechens

Die von der Sonderarbeitsgruppe vorgeschlagene De-
finition des Verbrechens wurde in Kampala nicht
mehr geändert. Der Tatbestand wird eng gefasst. Es
können sich nur solche Personen strafbar machen,
die in der Lage sind, einen beherrschenden Einfluss
auf die Politik des Aggressorstaats auszuüben. Das
Verbrechen der Aggression ist demnach ein Führungs-
verbrechen; der einfache Soldat wird von der Straf-
androhung nicht erfasst. Die Aggression muss einem
Staat nach den einschlägigen Regeln des Völkerrechts
zugerechnet werden können. Terroranschläge von
nichtstaatlichen Akteuren, bei denen eine solche Zu-
rechnung nicht möglich ist, sind demnach keine Ag-
gressionsverbrechen. Ferner ist die Anwendung be-
waffneter Gewalt erforderlich; so genannte wirtschaft-
liche Aggressionen bleiben also von vornherein aus-
geschlossen. Schließlich muss der staatliche Gewalt-
einsatz massiv und seine Völkerrechtswidrigkeit un-
strittig sein. Insbesondere die letztere Einschränkung,
die sich daraus ergibt, dass der Verweis auf die Ag-
gressionsdefinition der Generalversammlung durch
die Schwellenklausel der offenkundigen Völkerrechts-

widrigkeit qualifiziert wird, ist von erheblicher prak-
tischer Bedeutung. Denn das Gewaltverbot nach Ar-
tikel 2 (4) der UN-Charta ist von einer nicht unbe-
trächtlichen Grauzone umgeben. Seit jeher stehen sich
eine enge und eine weitere Auslegung des Selbstver-
teidigungsrechts gegenüber. Strittig ist, ob folgende
Situationen noch als Selbstverteidigung angesehen
werden können: die Verteidigung gegen unmittelbar
bevorstehende bewaffnete Angriffe; die Verteidigung
gegen nichtstaatliche bewaffnete Angriffe sowie die
Rettung eigener Staatsangehöriger im Ausland bei
akuten, schweren Gefahren. In neuerer Zeit ist der
Streit über die Zulässigkeit militärischer Rettungs-
aktionen bei einer sich abzeichnenden humanitären
Katastrophe hinzugekommen. Drei Gewalteinsätze
der letzten Jahre mit deutscher Beteiligung fallen in
diese Grauzone: die bewaffnete Rettung deutscher
Staatsangehöriger in Albanien (1997), die Luftope-
ration in der Bundesrepublik Jugoslawien zur Been-
digung der massiven Gewalttaten gegen die Zivilbe-
völkerung in Kosovo (1999) und die Beteiligung an
der Operation ›Enduring Freedom‹ in Afghanistan zur
Verhinderung der Fortsetzung des bewaffneten An-
griffs der transnationalen Terrororganisation Al Qai-
da (seit 2001). Ziel der Schwellenklausel ist es, die
Beteiligung an solchen und anderen völkerrechtlich
umstrittenen Gewalteinsätzen von der Strafbarkeit
auszunehmen. Dahinter steht die richtige Überzeu-
gung, dass sich das Völkerstrafrecht auf die Ahndung
solchen Verhaltens beschränken soll, dessen Einord-
nung als Unrecht auf einem belastbaren internatio-
nalen Konsens beruht. Das zur Aufhellung der Grau-
zone berufene Gericht ist der für zwischenstaatliche
Streitigkeiten zuständige Internationale Gerichtshof.
Selbst diesem wird es freilich in naher Zukunft kaum
gelingen, die zentralen Streitfragen zu klären, zumal
sich ein wesentlicher Teil der Staatengemeinschaft
(darunter Deutschland) seiner Gerichtsbarkeit über
Fragen des Friedenssicherungsrechts nicht unterwor-
fen hat. Die Schwellenklausel, deren Bedeutung durch
die beiden in Kampala hinzugefügten Auslegungser-
klärungen noch unterstrichen wird, wird deshalb auf
absehbare Zeit gebraucht.
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mehr geändert.

Das Verbrechen der
Aggression ist ein
Führungsverbrechen;
der einfache Soldat
wird von der
Strafandrohung
nicht erfasst.

10 Alle Berichte und sonstige wichtige Dokumente finden sich in Ste-

fan Barriga/Wolfgang Danspeckgruber/Christian Wenaweser (Eds.), The

Princeton Process on the Crime of Aggression. Materials of the Special

Working Group on the Crime of Aggression, 2008–2009, Princeton 2009;

besonders lesenswert darin: Stefan Barriga, Against the Odds: The Re-

sults of the Special Working Group on the Crime of Aggression, S. 1–20.

11 Für eine vorsichtig-optimistische Einschätzung siehe Christian Schal-

ler, Der Internationale Strafgerichtshof und das Verbrechen der Aggres-

sion. Durchbruch auf der Überprüfungskonferenz in Kampala?, Stif-

tung Wissenschaft und Politik (SWP), SWP-Aktuell 45, Mai 2010.

12 Der Gesamtkompromiss findet sich in RC/Res.6 v.11.6.2010, Advance

Version, 28.6.2010, http://www.icc-cpi.int/iccdocs/asp_docs/Resolutions

/RC-Res.6-ENG.pdf
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Die Frage der Zuständigkeit

Der Zuständigkeitskompromiss von Kampala um-
fasst zwei Teile. Zum einen kann der Sicherheitsrat
ein Strafverfahren auslösen. In diesem Fall ist die
Zuständigkeit des IStGH universell; auf die Ratifi-
zierung eines der beteiligten Staaten kommt es nicht
an. Bemerkenswerterweise setzt die Auslösung eines
Verfahrens durch den Sicherheitsrat nicht voraus,
dass dieser zunächst ausdrücklich das Vorliegen ei-
ner staatlichen Angriffshandlung feststellt. Es wird
interessant sein zu beobachten, wie sich diese neue
Befugnis auf die künftige Praxis des Sicherheitsrats
auswirken wird. 

Zum zweiten können die Vertragsstaaten und der
Chefankläger des IStGH ein Strafverfahren in Gang
bringen. In einem solchen Fall besteht kein Sicher-
heitsratsmonopol. Dem Rat bleibt allein die Möglich-
keit, das Strafverfahren durch eine Resolution nach
Kapitel VII der UN-Charta im Hinblick auf überge-
ordnete Gründe der internationalen Sicherheit für
zwölf Monate (mit Wiederholungsmöglichkeit)  aus-
zusetzen. Wenn ein Vertragsstaat oder der Chefan-
kläger ein Strafverfahren in Gang bringen möchte,
braucht er die Genehmigung durch die mit sechs
Richtern besetzte Vorverfahrensabteilung. Zum an-
deren gilt im Kern das Konsensprinzip. Diesem Prin-
zip zufolge ist dem IStGH die Ausübung seiner Ge-
richtsbarkeit zum einen dann verwehrt, wenn es um
eine Aggression durch oder gegen einen Nichtver-
tragsstaat geht. Zum anderen ist der Gerichtshof an
der Ausübung seiner Gerichtsbarkeit über Staatsange-
hörige eines mutmaßlichen Aggressorvertragsstaats
gehindert, wenn dieser bereits vor seinem Gewalt-
einsatz durch eine spezielle Erklärung die Zuständig-
keit nicht anerkannt hat. Durch das zusätzliche Er-
fordernis einer ›Opt-out‹-Erklärung hat das Konsens-
prinzip  eine interessante Einschränkung erfahren, da

die Ratifikation der neuen Bestimmungen durch den
mutmaßlichen Aggressor(vertrags)staat für die Durch-
führung eines Strafverfahrens nicht unbedingt erfor-
derlich ist, solange nur kein ›opt-out‹ erklärt wurde.
Der Gesamtkompromiss zur Zuständigkeit ruht da-
nach auf einem sicherheitsratsgestützten und einem
eingeschränkt-konsensualen Pfeiler.

Mit seinem eingeschränkt-konsensualen Pfeiler
bleibt der Kompromiss von Kampala sicher spürbar
hinter hochfliegenden  Erwartungen auf eine möglichst
gleichmäßige Anwendung der neuen Aggressionsde-
finition zurück. Am stärksten eingeschränkt wird die
Ausübung der Gerichtsbarkeit durch den vollständi-
gen Ausschluss von Verbrechen der Aggression, die
von Nichtvertragsstaaten ausgehen. Von Völkerrechts
wegen war diese Einschränkung nicht erforderlich und
aus völkerrechtspolitischer Perspektive ist sie sicher-
lich zu bedauern. Aber es gab nun einmal äußerst
machtvollen Widerstand dagegen, das Verbrechen der
Aggression genauso zu behandeln wie die anderen
Völkerstraftaten. Unter diesen schwierigen Umstän-
den ist es beachtlich, dass der sicherheitsratsgestütz-
te Pfeiler überhaupt durch einen konsensualen er-
gänzt werden konnte. Es übersteigt zudem die Erwar-
tungen, die man vor Kampala haben konnte, dass
die Anwendung des Konsensprinzips sogar noch durch
das Erfordernis, eine ›Opt-out‹-Erklärung abgeben
zu müssen, eingeschränkt werden konnte.13

Allerdings enthält der Gesamtkompromiss zwei
weitere Hürden für die Zuständigkeit des IStGH. So
kann der Gerichtshof erst dann die Gerichtsbarkeit
über das Aggressionsverbrechen ausüben, wenn 30
Staaten die neuen Bestimmungen ratifiziert haben.
Die zweite Hürde ist, dass mindestens zwei Drittel
der Vertragsstaaten dem Beschluss zustimmen müs-
sen, dass der IStGH über Verbrechen der Aggression
richten darf. Dies alles kann außerdem erst frühes-
tens ab 1. Januar 2017 geschehen. 

In Anbetracht der von verschiedenen Seiten ge-
äußerten Bedenken, der IStGH sei noch zu jung, um
die Herausforderung ›Aggressionsverbrechen‹ bewäl-
tigen zu können, kann man besagten Hürden auch
etwas Positives abgewinnen: Der Gerichtshof selbst
erhält ebenso wie die Staatengemeinschaft noch et-
was Zeit, um sich auf die bedeutsame Veränderung
der Völkerrechtslandschaft einzustellen, die der Durch-
bruch von Kampala bedeutet: Der Arm der ständi-
gen internationalen Strafjustiz wird länger; er wird
über schwere Verletzungen des Völkerrechts im Krieg
hinaus – in zunächst begrenztem Umfang – auch sol-
che des Völkerrechts gegen den Krieg erfassen.

Die Rolle Deutschlands

Die Bundesregierung hat sich von Beginn an dafür
eingesetzt, dem IStGH die Ausübung seiner Gerichts-
barkeit auch über ein angemessen eng definiertes Ver-
brechen der Aggression zu ermöglichen. Es ist nicht

Ein Strafverfahren 
in Gang bringen

können der
Sicherheitsrat, die

Vertragsstaaten und
der Chefankläger.

Der Gerichtshof
kann frühestens 
ab 1. Januar 2017 

die Gerichtsbarkeit
ausüben.

UN-Generalsekretär Ban Ki-moon und Konferenzpräsident Christian Wenaweser bei
der Eröffnung der Überprüfungskonferenz am 31. Mai 2010 in Kampala.        Foto: ICC-CPI
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zuletzt dem deutschen Engagement zu verdanken,
dass das Verbrechen der Aggression Eingang in das
Römische Statut gefunden hat.14 An dieser Position
hat die Bundesregierung auch danach festgehalten.
Kurz vor der Konferenz in Kampala hat sich der Men-
schenrechtsausschuss des Deutschen Bundestags mit
dem Thema befasst und auf die dankenswerte Initi-
ative der FDP-Abgeordneten Marina Schuster hin eine
Sachverständigenanhörung zum Stand der Verhand-
lungen durchgeführt. Hierbei hat insbesondere der
Potsdamer Völkerrechtsprofessor Andreas Zimmer-
mann zwar erhebliche Skepsis gegenüber der Position
der Bundesregierung erkennen lassen. Doch hat Zim-
mermann den Ausschuss mit seinen Bedenken nicht
überzeugt. Auch nach dem Verlauf der Sachverständi-
genanhörung durfte die Bundesregierung deshalb
davon ausgehen, in Kampala – wie in allen Jahren
zuvor – von einer breiten parlamentarischen Zu-
stimmung getragen für ihre Position werben zu kön-
nen.15 Auf der Konferenz hat die deutsche Delegation
gemeinsam mit den Niederlanden erfolgreich die Ab-
stimmung innerhalb einer großen Gruppe gleich-
gesinnter Staaten koordiniert. Diese Gruppe hatte es
sich zum Ziel gesetzt, dem Vorsitzenden der Arbeits-
gruppe und dem Präsidenten der Konferenz mit Ver-
mittlungsdiensten zur Seite zu stehen. Darüber hin-
aus ist es der deutschen Delegation gelungen, einen
Kompromiss über die von den USA vorgeschlagenen
Auslegungserklärungen zur Verbrechensdefinition
zustande zu bringen und die Amerikaner so nach ih-
rer späten Rückkehr an den Verhandlungstisch in die
Verhandlungen einzubinden. Damit entspricht das
Verhandlungsergebnis von Kampala am Ende dem
zentralen und über mehr als zehn Jahre hinweg be-
harrlich vertretenen deutschen Anliegen, die Ge-
richtsbarkeit des IStGH auf das Aggressionsverbre-
chen auf der Grundlage einer realistischen Defini-
tion auszudehnen, ohne es hierüber zu einem schwe-
ren Zerwürfnis mit den ständigen Mitgliedern des
Sicherheitsrats kommen zu lassen.

Ausblick

Der Kompromiss von Kampala wird nicht von allen
Völkerrechtlern als Glücksfall betrachtet.16 Vermut-
lich ist niemand mit diesem Kompromiss vollkom-
men einverstanden. Dennoch haben die Vertragsstaa-
ten des Internationalen Strafgerichtshofs nach einer
fast ein Jahrhundert währenden Debatte die Entschei-
dung getroffen, den Boden dafür zu bereiten, dass
der IStGH in Zukunft seine Gerichtsbarkeit über das
Verbrechen der Aggression ausüben kann. Und die-
se Entscheidung wurde im Konsens getroffen. Wie
auch immer man die Mängel und die Komplexität
des Kompromisspakets am Ende gewichten mag, die-
se sollten nicht den Blick dafür trüben, dass das Er-
gebnis von Kampala ein Meilenstein in der Geschich-
te des Völkerrechts ist. Vertragsstaaten und NGOs

sollten sich nun geschlossen hinter diesen Kompro-
miss stellen. Die Vertragsstaaten sollten nicht den
leisesten Zweifel an ihrem Willen aufkommen lassen,
die Gerichtsbarkeit des IStGH unmittelbar nach dem
1. Januar 2017 zu aktivieren. Bis dahin kann und
muss sich der IStGH auf die neue Herausforderung
vorbereiten. Danach wird der Gerichtshof die Gele-
genheit haben, zu beweisen, dass er imstande ist, sei-
ne Gerichtsbarkeit über das Verbrechen der Aggres-
sion in einer Weise auszuüben, die so wenig politisch
ist, wie bei den anderen Verbrechen in seiner Zu-
ständigkeit. Gelingt ihm dies, so darf darauf gehofft
werden, dass die Weltmeinung ihre sanfte Kraft da-
hin gehend entfalten wird, die einstweilen bestehen-
den Einschränkungen der Ausübung der Gerichts-
barkeit Schritt für Schritt abzubauen. In diesem Sin-
ne lohnt es, sich noch einmal das berühmte Nürnber-
ger Versprechen des amerikanischen Chefanklägers
Robert Jackson ins Gedächtnis zu rufen:

»Aber der letzte Schritt, periodisch wiederkeh-
rende Kriege zu verhüten, die bei internationaler
Gesetzlosigkeit unvermeidlich sind, ist, die Staats-
männer vor dem Gesetz verantwortlich zu machen.
Und lassen Sie es mich deutlich aussprechen: Dieses
Gesetz wird zwar hier zunächst nur auf deutsche An-
greifer angewandt, es schließt aber ein und muss, wenn
es von Nutzen sein soll, den Angriff jeder anderen
Nation verdammen, nicht ausgenommen die, die jetzt
hier zu Gericht sitzen.«17

Das Ergebnis von
Kampala ist ein
Meilenstein in der
Geschichte des
Völkerrechts.

13 Für eine ähnliche Bewertung, siehe Gordana Zecic, Angriff auf den

Angriffskrieg, Blätter für deutsche und internationale Politik, 55. Jg.,

8/2010, S. 21–24, hier S. 24.

14 Kaul, a.a.O. (Anm. * ), S. 128; ein deutscher Vorschlag (UN Doc.

A/CONF.183/C.1/L.53 v. 6.7.1998) war der letzte, der in Rom auf dem Tisch

lag. Auch wenn er sich damals nicht durchsetzen konnte, so schuf er

doch ein starkes Momentum und ein breites Einvernehmen, dass das

Verbrechen der Aggression Eingang in das Statut finden sollte.

15 Deutscher Bundestag, Ausschuss für Menschenrechte und huma-

nitäre Hilfe, 13. Sitzung, 5. Mai 2010, Protokoll Nr. 17/13; für die schriftlichen

Stellungnahmen der Sachverständigen Hans-Peter Kaul, Eckart Klein,

Claus Kreß, Géraldine Mattioli Zeltner, Norman Paech und Andreas Zim-

mermann, siehe http://www.bundestag.de/bundestag/ausschuesse17/

a17/anhoerungen/ISTGH/index.html. Sicher ist das breite völkerrechts-

politische Einvernehmen von Bundesregierung und Bundestag auch dar-

auf zurückzuführen, dass das Grundgesetz in Artikel 26 (1) bereits die

Vorbereitung von Angriffskriegen unter Strafe stellt.

16 Zur völkerrechtspolitischen Diskussion siehe neben den in der vori-

gen Anmerkung erwähnten Stellungnahmen den Dialog zwischen An-

dreas Paulus, Second Thoughts on the Crime of Aggression, European

Journal of International Law (EJIL), 20. Jg., 4/2009, S. 1117–1128 und

Claus Kreß, Time for Decision: Some Thoughts on the Immediate Fu-

ture of the Crime of Aggression: A Reply to Andreas Paulus, EJIL, 20. Jg.,

4/2009, S. 1129–1146.

17 Internationaler Militärgerichtshof Nürnberg (Hrsg.), Der Prozess ge-

gen die Hauptkriegsverbrecher vor dem Internationalen Militärgerichts-

hof Nürnberg 14. November 1945 – 1 . Oktober 1946, Band II, 1947, S. 182.



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /All
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJDFFile false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize false
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo true
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 2400
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages true
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 2400
  /MonoImageDepth 4
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile ()
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /Description <<
    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000500044004600206587686353ef901a8fc7684c976262535370673a548c002000700072006f006f00660065007200208fdb884c9ad88d2891cf62535370300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef653ef5728684c9762537088686a5f548c002000700072006f006f00660065007200204e0a73725f979ad854c18cea7684521753706548679c300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /DAN <>
    /ESP <>
    /FRA <>
    /ITA <>
    /JPN <>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020b370c2a4d06cd0d10020d504b9b0d1300020bc0f0020ad50c815ae30c5d0c11c0020ace0d488c9c8b85c0020c778c1c4d560002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken voor kwaliteitsafdrukken op desktopprinters en proofers. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /PTB <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents for quality printing on desktop printers and proofers.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)
    /DEU <>
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /NoConversion
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /NA
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure true
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles true
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /NA
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /LeaveUntagged
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice


